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Pressemit te i lung  
 

Terminhinweis 
 

„Zur Sache, Brandenburg!“: Woidke lädt zum  
Bürgerdialog in Frankfurt (Oder)  
 
Ministerpräsident Dietmar Woidke setzt am kommenden Dienstag (15. Novem-
ber) seine Reihe von Bürgerdialogen unter dem Titel „Zur Sache, Branden-
burg!“ in der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) fort. Gemeinsam mit Oberbür-
germeister René Wilke lädt Woidke alle interessierten Bürgerinnen und Bür-
ger zu einem themenoffenen Dialog ins Kleist Forum ein. Beginn ist um 18:00 
Uhr, Einlass ab 17:15 Uhr.  
 
Die Bürgerdialoge finden in allen 14 Landkreisen und den vier kreisfreien Städten 
statt. Die Gesprächsrunden sind für alle Interessierten offen, die Fragen stellen, 
diskutieren oder einfach nur zuhören möchten. Eine Vorab-Anmeldung ist nicht er-
forderlich. Am Bürgerdialog in Frankfurt nehmen unter anderen auch Gesundheits- 
und Sozialministerin Ursula Nonnemacher, Wirtschafts- und Energieminister Jörg 
Steinbach, Agrar- und Umweltminister Axel Vogel sowie Infrastrukturminister 
Guido Beermann teil und stehen für Fragen zur Verfügung. Auch die Verwaltungs-
spitze der Stadt Frankfurt wird anwesend sein. 
 
Medienvertreterinnen und -vertreter sind herzlich zur Berichterstattung eingeladen. 
 
Wann:  Dienstag, 15. November 2022, 18.00 Uhr 
 
Wo:  Kleist Forum, Platz der Einheit 1, 15230 Frankfurt (Oder) 
 
Vor dem Bürgerdialog findet eine gemeinsame Sitzung der Landesregierung mit der 
Verwaltungsspitze Frankfurts statt. Unter der Leitung von Ministerpräsident Dietmar 
Woidke und Oberbürgermeister René Wilke wird es beim „Kabinett vor Ort“ um 
die Kooperation zwischen der Landesregierung und der kreisfreien Stadt gehen. 
Weiteres Thema ist die Bewerbung Frankfurts um die Ansiedlung des Zukunftsze-
ntrums für Deutsche Einheit und Europäische Transformation, die die Landesregie-
rung unterstützt. Ferner geht es um die Gewerbe- und Industrieflächenentwicklung, 
um die Oder, die Auswirkungen des russischen Angriffskrieges in der Ukraine sowie 
die Gesundheitsversorgung. 


